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Das Assoziierungsabkommen zwischen der Europäischen 
Union und dem Mercosur, das als „das größte Freihan-
delsabkommen der Welt“ bezeichnet wird, wurde am 28. 
Juni 2019 nach zwei Jahrzehnten Verhandlungen und 
Blockaden unterzeichnet. Im Rahmen des zwischen den 
Parteien vereinbarten Textes, dessen Ratifizierung durch 
das Europäische Parlament, die 26 EU-Mitgliedstaaten 
und die vier Mercosur-Länder noch aussteht, hat sich die 
Europäische Union verpflichtet, die Zölle für 91 % der 
Mercosur-Produkte abzuschaffen, was die Ausfuhr von 
Agrarprodukten wie Rindfleisch, Soja und Ethanol aus 
v.a. Zuckerrohr den wichtigsten Exportgütern des Merco-
sur, direkt begünstigt. 1

Die Liberalisierung des Handels hat jedoch bei den süd-
amerikanischen und europäischen Zivilgesellschaften die 
Befürchtung geweckt, dass der Nachfragedruck die Ab-
holzung und das Eindringen in indigene Territorien nicht 
nur im Amazonas-Regenwald, sondern auch in anderen 
bedrohten Biomen der Region, wie der Cerrado-Savanne, 
dem Pantanal-Feuchtgebiet, dem Atlantischen Küsten-
regenwald und dem Trockenwaqld Gran Chaco, weiter 
fördern könnte.

Solche Bedenken haben klare Gründe. Im Juni 2019, 
während das Abkommen in Brüssel ausgehandelt wurde,  
verzeichnete das brasilianische Nationale Institut für 
Weltraumforschung (Inpe) die Abholzung von 920,4 
Quadratkilometern Vegetation im Amazonasgebiet. Mit 
einem Anstieg von 88 % gegenüber dem Juni 2018 war es  
die dritthöchste monatliche Rodungsfläche in einer histo- 
rischen Reihe, die 2015 begann.2 Der brasilianische Präsi-
dent Jair Bolsonaro ignorierte jedoch die Kritik und mo-
bilisierte seine Basis mit nationalistischen Gefühlen, be-
haupteten Angriffen auf die Souveränität des Landes und 
prangerte eine „internationale Kampagne“ gegen ihn an.

Trotz der Einführung von sozio-ökologischen Kontroll-
mechanismen im Kapitel Handel und nachhaltige Ent-
wicklung des Freihandelsabkommens, werden diese Maß- 
nahmen immer noch als unzureichend angesehen, um das  
erhöhte Risiko von Abholzung und Verstößen gegen indi- 
gene Völker und traditionelle Gemeinschaften zu mindern.  
Die Bürgerbeauftragte der EU, Emily O‘Reilly3, hat öffent-
lich erklärt, dass die europäischen Vertreter es versäumt 
haben, ökologische, soziale, wirtschaftliche und men-
schenrechtliche Bewertungsstudien über die Folgewir-
kungen des EU-Mercosur Abkommens durchzuführen. 

In den Expansionszonen von Ackerbau- und Viehwirt-
schaft beklagen brasilianische und paraguayische Organi-
sationen die mangelnde Transparenz der Verhandlungen. 

Außerdem weisen sie darauf hin, dass der Abschluss des 
Abkommens genau zu einer Zeit erfolgte, in der die Inte-
ressen großer kommerzieller und agroindustrieller Kon-
glomerate von der Regierung stärker unterstützt wurden, 
mit dem Ziel, die Umweltgesetzgebung, traditionelle Ge-
meinschaften und die Grundsätze der Ernährungssicher-
heit zu schwächen.

Dieser Bericht basiert auf Interviews, die zwischen April 
und August 2021 mit Führern:innen von Basisorganisa-
tionen, Sprechern:innen zivilgesellschaftlicher Organisa-
tionen, Wissenschaftlern:innen und Forschern:innen aus 
Brasilien und Paraguay geführt wurden. Unsere Motiva-
tion war es, zu erfahren, was soziale Gruppen und Basis-
gruppen in Brasilien und Paraguay über das Freihandels-
abkommen denken, und sagen sowie dazu beizutragen, 
ihre Ansichten und Standpunkte sichtbar zu machen. Ziel 
war es, den Forderungen der traditionellen Gemeinschaf-
ten Südamerikas eine Stimme zu geben und sie zu ver-
breiten, damit sie von den Verhandlungsführern beider 
Seiten des EU-Mercosur-Abkommens gehört werden. 

Im Rahmen der Interviews wurde jedoch klar, dass viele 
der kontaktierten Nichtregierungsorganisationen (NRO) 
keine spezifische Position zum Freihandelsabkommen 
hatten, was deutlich macht, dass das Freihandelsabkom-
men nicht mit einer breiten Konsultation der Zivilgesell-
schaft in Südamerika und Europa vorbereitet und aus-
gehandelt wurde. Stattdessen haben die EU-Kommission 
und Regierungen der vier südamerikanischen Länder 20 
Jahre lang hinter verschlossenen Türen mit Wirtschafts-
lobbygruppen verhandelt, ohne dass die Zivilgesellschaft 
in nennenswertem Umfang beteiligt worden wäre. Daher 
ist das Freihandelsabkommen unrechtmäßig und inak-
zeptabel für die Zivilgesellschaften auf beiden Seiten des 
Atlantiks und eine Schande für jeden demokratischen 
Prozess.
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Die Unterzeichnung des EU-Mercosur-Abkommens mar-
kierte den Höhepunkt einer konservativen politischen 
Wende in Südamerika. Fast 20 Jahre nachdem linksge-
richtete Regierungen die Amtsgeschäfte auf dem Konti-
nent übernommen hatten, wurden Argentinien, Brasilien 
und Paraguay, die Gründungsmitglieder des Mercosur, 
nun gleichzeitig von rechtsgerichteten und neoliberalen 
Politikern regiert. 4 Die Rückkehr der Colorado-Partei in 
Paraguay mit Horacio Cartes (2013-2018) an die Macht, 
die Wahl von Mauricio Macri (2015-2019) nach 12 Jahren 
Kirschnerismus in Argentinien und der Amtsantritt von 
Michel Temer (2016-2018) in Brasilien reaktivierten die 
Verhandlungen, die seit 2012 vor allem aufgrund von Un-
stimmigkeiten über Zollpräferenzen für Agrarprodukte 
ins Stocken geraten waren. 5

Der Agrarsektor hatte als wichtigster Exportbereich des 
Mercosur ein unmittelbares Interesse am Abschluss des 
Abkommens und spielte eine wichtige Rolle beim Über-
gang zu rechtsgerichteten Regierungen. In Brasilien steu-
erte die Agrarlobby, angeführt von der parlamentarischen 
Agobusiness-Front, 50 % der Stimmen bei, die 2016 zur 
Amtsenthebung von Präsidentin Dilma Rousseff  führten.6

Und bei den Wahlen 2018 unterstützte die Gruppe den 
rechtsextremen Jair Bolsonaro (2019-2022) sogar in der 
ersten Abstimmungsrunde und ernannte sieben Minister 
in seiner Regierung. 7 In Paraguay organisierten landwirt-
schaftliche Genossenschaften - von denen viele von brasi-
lianischen Landwirten geführt wurden, 2012 Demonstra-
tionen mit landwirtschaftlichen Traktoren („tractorazos“) 
und forderten die Absetzung von Präsident Fernando 
Lugo.8 In Argentinien organisierten führende Vertreter 
der Argentinischen Ländlichen Gesellschaft (Sociedad 
Rural de Argentina - SRA) Blockaden und Streiks gegen 
die Regierung von Cristina Kirchner (2007-2015) und 
unterstützten off en die Kandidatur von Mauricio Macri.9

Selbst in Uruguay, dessen Mitte-Links-Regierung auf Ver-
handlungen mit der Europäischen Union gedrängt hatte, 
wurde die Wahl des Rechtsaußen Lacalle Pou vom Land-
wirtschaftsverband des Landes mit Begeisterung begrüßt.10

Die direkte politische Einfl ussnahme des Agrarsektors 
in den Ländern des Mercosur war auch während der ge-
samten Verhandlungen über das Freihandelsabkommen 

gegeben. Eine der wichtigsten treibenden Kräfte war der 
brasilianische Verband für Landwirtschaft und Viehzucht 
(Confederação da Agricultura e Pecuária do Brasil - CNA), 
eine Organisation, die aus 1.957 Bauernverbänden im gan-
zen Land besteht.11 Die Lobbyarbeit für das EU-Mercosur-
Abkommen wurde 2013 mit der Eröff nung eines CNA-Ver-
tretungsbüros in Brüssel intensiviert.12 Unter dem Vorsitz 
von Senatorin Kátia Abreu unternahm der Verband zu-
sammen mit der brasilianischen Regierung bilaterale Mis-
sionen und übte Druck auf den Industriesektor und andere 
Länder des Blocks aus, um die Gespräche nicht länger zu 
verzögern. „Wir werden alle rechtlichen und demokrati-
schen Instrumente nutzen, um die Vision einiger Sektoren 
der brasilianischen Industrie zu ändern“, sagte Abreu auf 
einem Podium in Brüssel.13 Aufgrund ihrer Leistungen bei 
den Verhandlungen wurde die Präsidentin des CNA an 
die Spitze des Landwirtschaftsministeriums berufen, das 
unter ihrer Leitung die Gespräche mit der Europäischen 
Union zwischen 2015 und 2016 wieder aufnahm.

Unter der Regierung von Michel Temer rief der Verband 
die AgroBrasilien-Allianz ins Leben, eine Gruppe von 
Verbänden aus dem Agrar- und Viehzuchtsektor, die sich 
zusammenfand, um bei Verhandlungen über Freihan-
delsabkommen und insbesondere bei den Diskussionen 
über das EU-Mercosur-Abkommen zu intervenieren.14

Zu AgroBrazil gehören neben CNA auch der brasiliani-
sche Verband der fl eischexportierenden Industrien (As-
sociação Brasileira das Indústrias Exportadoras de Carne 
- Abiec), der brasilianische Verband der tierischen Pro-
teine (Associação Brasileira de Proteína Animal - ABPA), 
der brasilianische Verband der Pfl anzenölindustrien 
(Associação Brasileira das Indústrias de Óleos Vegetais - 
Abiove), der nationale Verband der Zitrussaftexporteure 
(Associação Nacional dos Exportadores de Sucos Cítricos 
- CitrusBR), der Rat der brasilianischen Kaff eeexporteure 
(Conselho dos Exportadores de Café do Brasil - Cecafé), 
der brasilianische Verband der Milchprodukte (Associ-
ação Brasileira de Laticínios - Viva Lácteos), der brasilia-
nische Verband der Sojaproduzenten (Associação Brasi-
leira dos Produtores de Soja - Aprosoja) und andere an. 

Diese Einrichtungen haben gemeinsam, dass sie die Geld-
geber des „Agrar-Denkinstituts“ (Instituto Pensar Agro - 
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IPA) sind, einer Denkfabrik, die der parlamentarischen 
Landwirtschaftsfront (FPA), dem wichtigsten institutio-
nellen Arm der Agrarlobby im brasilianischen Kongress, 
technische Unterstützung bietet. Alle Mittel des IPA sind 
für die Aufrechterhaltung der Aktivitäten der FPA be-
stimmt. Diese Mittel stammen aus den Beiträgen von 
mehr als 40 unterstützenden Verbänden, zu deren Mit-
gliedern einige der größten Agrarunternehmen des Lan-
des gehören. Laut der Zeitschrift Forbes gehören 22 der 
50 größten in Brasilien operierenden Agrarunternehmen 
dazu: Bayer, Basf, BRF, JBS, Syngenta, Bunge und Cargill 
sind darunter.15 Von dieser Gruppe von Verbänden und 
Instituten stammen die meisten Gesetzesentwürfe, die 
die Rechte der indigenen Völker missachten, die Umwelt 
angreifen, die Regeln für den Einsatz von Pestiziden lo-
ckern, Schutzgebiete verkleinern und den Landraub im 
Amazonasgebiet fördern. 

Die Firmen sind auch in der Kommunikation aktiv: Im 
August 2020 veröffentlichte eine Initiative namens Agro-
Saber einen Artikel, in dem falsche Informationen ver-
wendet wurden, um die Demarkierung indigener Land-
flächen anzugreifen und die These einer „zeitlichen 
Markierung“ zu fördern, die derzeit vor dem Obersten 
Gerichtshof geprüft wird.16 Die Initiative wird von der 
brasilianischen Vereinigung der Baumwollproduzenten 
(Associação Brasileira de Produtores de Algodão - Ab-
rapa), einem Mitglied des IPA, und von CCAB, einem 
brasilianischen Unternehmen, das 2019 von der franzö-
sischen Gruppe InVivo gekauft wurde, finanziert.17 Als die 
zunehmende Abholzung und die Waldbrände im Amazo-
nasgebiet und im Pantanal bei den EU-Unterhändlern die 
ersten Vorbehalte gegen Bolsonaros Umweltpolitik aus-
lösten, übernahmen die IPA und ihre parlamentarische 
Front die Führung und begannen, in der brasilianischen 
Außenpolitik das Narrativ zur Verteidigung des Agrobusi-
ness zu formulieren. 18 19

Ihr Narrativ, das eine Mischung aus allgemeinen An-
schuldigungen einer „Einmischung von außen“ und Da-
ten aus voreingenommenen Studien darstellt20 , wurde 
von mehreren brasilianischen Politikern wie den ehe-
maligen Ministern Ricardo Salles (Umwelt) und Ernesto 
Araújo (Außenbeziehungen) und der Landwirtschaftsmi-
nisterin Tereza Cristina Correa aufgegriffen: „Sie [die Eu-
ropäer] denken, dass die brasilianische Landwirtschaft 
sehr wettbewerbsfähig ist. Und das ist sie auch, aber sie 
werden nicht erfolgreich sein, indem sie das Image Bra-
siliens zerstören“, sagte Correa während eines offiziellen 
Besuchs in Indien. „Brasilien wurde verunglimpft, man 
hat uns eine Zielscheibe auf den Rücken gelegt und die 
Leute schießen auf uns.“.

Dieser Regierungs-Diskurs ignoriert wissenschaftliche 
Beweise, die einen Zusammenhang von Agrarproduktion 
und Abholzung belegen.   Eine im vergangenen Jahr in der 
Zeitschrift Science veröffentlichte Studie einer Gruppe 
brasilianischer und europäischer Forscher weist darauf 
hin, dass, obwohl der Großteil der brasilianischen land-
wirtschaftlichen Produktion frei von Abholzung ist, etwa 
20 % der Sojaexporte und mindestens 17 % der Fleischex-
porte in die EU aufgrund von Lücken in der Rückverfolg-
barkeit in illegale Abholzung verwickelt sein könnten. Die 
meisten Warnungen im Zusammenhang mit möglichen 
Unregelmäßigkeiten (62 %) stammen von nur 2 % der 
ländlichen Grundstücke.22 Eine andere Arbeit, die vom 
Amazonas Institut für Mensch und Umwelt des Ama-
zonasgebiets (Instituto do Homem e do Meio Ambiente 
da Amazônia - Imazon) veröffentlicht wurde, zeigt, dass 
in einem Szenario mit größerer Handelselastizität und 
geringerer Bodenordnungspolitik die zusätzliche Ent-
waldung, die durch das EU-Mercosur-Abkommen verur-
sacht werden könnte, 260 Tausend Hektar in den Mer-
cosur-Ländern erreichen könnte. Der größte Teil dieser 
Landnutzungsänderung (55 %) wird voraussichtlich in 
Brasilien stattfinden und könnte auf sensible Gebiete wie 
indigenes Land und Naturschutzgebiete übergreifen. 23
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Gut zwei Jahre sind mittlerweile seit der  Unterzeichnung 
des EU-Mercosur-Abkommens am 28. Juni 2019 vergan-
gen. In dieser kurzen Zeitspanne kam es zur größten Wel-
le von Rückschlägen bei den sozialen Rechten und Um-
weltgesetzen in Brasilien in den letzten 30 Jahren.

Die Bilder von den Bränden und der Zerstörung im Amazo-
nasgebiet, im Cerrado und im Pantanal sind die sichtbarste 
Auswirkung der Tragödie, die die traditionellen Völker er-
leben. Hinter der Zerstörung steht eine politische Agenda, 
die von Bolsonaros Regierung geschickt geplant wurde. Von 
Haushaltskürzungen zur Bekämpfung von Entwaldung und 
Waldbränden bis zur Abschaff ung des Sekretariats für den 
Klimawandel, von der Privatisierung von Nationalparks 
und Naturschutzeinheiten bis zur Besetzung technischer 
Positionen mit unerfahrenem Militärpersonal.24 Das Ab-
holzungsprojekt schreitet zügig voran und fi ndet Unterstüt-
zung im brasilianischen Parlament, wo die Agrarlobby freie 
Hand hat, ihre Interessen durchzusetzen. 

In den letzten Monaten wurde eine Reihe von Gesetzesent-
würfen zur Änderung von Umwelt- und Menschenrechts-
vorschriften eingebracht und im Eiltempo verabschiedet. 
Unter dem Vorwand der COVID-19-Pandemie durchlaufen 
die Gesetzesentwürfe nicht die Ausschüsse, und es wird 
keine Zeit für öff entliche Anhörungen eingeräumt. Dies 
gilt zum Beispiel für das Gesetz Nr. 2.633/2020, das die ir-
reguläre Aneignung von Land durch eine bloße Eintragung 
in das ländliche  Umweltregister „Cadastro  Ambiental Ru-
ral“ (CAR) legalisieren soll. Über CAR wurden und werden 
Besitztitel auf Land registriert, auf  das  der  Registrierende  
eigentlich  gar  keinen  Anspruch  erheben könnte: auf öf-
fentliches Land.25  Der Gesetzentwurf wurde nach einem 
Blitzverfahren in der Abgeordnetenkammer angenommen 
und wartet nun auf die Abstimmung im Senat, wo ein da-
mit zusammenhängender Vorschlag, der die Frist für die 
Legalisierung von besetztem öff entlichem Land von 2008 

auf 2014 verlängert, ebenfalls zur Debatte steht. Beide Vor-
schläge gehen auf eine vorläufi ge Maßnahme zurück, die 
Bolsonaro 2019 unterzeichnet hatte und die vor der Ab-
stimmung bereits ihre Gültigkeit verloren hatte. 

„Die bloße Ankündigung dieses Gesetzes hat ausgereicht, 
um eine Zunahme der Invasionen von indigenem Land 
zu bewirken“, sagt Dinamam Tuxá, Exekutivkoordinator 
der Vereinigung der indigenen Völker Brasiliens (Articu-
lação dos Povos Indígenas do Brasil - APIB). „Einige Leute 
sehen sich durch ein Gesetz,  das eine Legalisierung von 
irregulär angeeignetem Land vorsieht, dazu ermächtigt, 
neue Invasionen vorzunehmen. Dies geschieht bereits 
mit der Invasion von indigenem Land im Bundesstaat 
Pará und im brasilianischen Amazonasgebiet“. 

Die Kommerzialisierung und Öff nung indigener Gebiete 
für den Agrarsektor steht auch im Mittelpunkt von zwei 
weiteren Gesetzentwürfen: Der erste, der Gesetzentwurf 
Nr. 490/2007, schränkt die Demarkierung von indigenem 
Land ein, indem er die These der „zeitlichen Markierung“ 
aufstellt. Sie besagt, dass die Abgrenzung nur in Gebieten 
erfolgen kann, in denen es Beweise für die traditionelle Be-
setzung durch indigene Völker vor dem 5. Oktober 1988, 
dem Datum der Verkündung der brasilianischen Verfas-
sung, gibt. Diese These wird von den indigenen Völkern 
als verfassungswidrig angesehen und ist Gegenstand eines 
Verfahrens vor dem Obersten Gerichtshof, das über die 
Zukunft von Hunderten von Gebieten entscheiden kann. 

Der zweite Entwurf ist das Gesetz Nr. 191/2020, ein In-
itiativprojekt der Regierung Bolsonaro, das Bergbau-
aktivitäten auf indigenem Land legalisiert. Der illegale 
Bergbau war einer der Hauptstreitpunkte zwischen den 
Unterhändlern des EU-Mercosur-Abkommens. Allein in 
den letzten 10 Jahren sind nach einer Erhebung des Map-
Biomas-Projekts die von illegalem Bergbau besetzten Flä-
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chen auf indigenem Land um 495 % gestiegen, insbeson-
dere in den Kayapó- (7.602 ha) und Munduruku-Gebieten 
(1.592 ha) im Bundesstaat Pará und im Yanomami-Gebiet 
(414 ha) zwischen den Bundesstaaten Amazonas und Ro-
raima.26 Im letztgenannten Gebiet kam es zwischen Mai 
und Juni zu einer Reihe von Überfällen von Bergleuten in 
der Region Palimiú, die Tränengasgranaten warfen und 
auf die Gemeinde schossen.27

Nach Ansicht von Antônio Eduardo Cerqueira de Olivei-
ra, Exekutivsekretär des Indigenen Missionsrates (Cimi), 
könnte das Handelsabkommen für die indigenen Ge-
meinschaften äußerst schädlich werden, wenn dessen Be-
stimmungen nicht überarbeitet werden: 

Auch in Paraguay, wo die sozialen Bewegungen eine Be-
schleunigung der Landinvasionen durch die örtlichen 
Großgrundbesitzer befürchten, ist Gewalt eine ständige 
Bedrohung. „In Paraguay gibt es eine parallele Sicher-
heitsstruktur, die von paramilitärischen Truppen ge-
bildet wird“, sagt Perla Álvarez, Mitglied der Nationalen 
Koordination der ländlichen und indigenen Frauenorga-
nisationen Paraguays (CONAMURI) und der Vía Cam-
pesina. „Es handelt sich um die Vorarbeiter der Unter-
nehmen, die oft mit dem Einverständnis der Polizei als 
Ordnungshüter für die Großgrundbesitzer agieren“, sagt 
sie. „Viele sind Brasilianer“. Mit der prognostizierten 
Ausweitung der Weideflächen für die Rindfleischproduk-
tion und der Sojaplantagen als Folge der expandierenden 
Märkte in der Europäischen Union erwartet CONAMURI 
eine Zunahme der Gewalt aufgrund von Landkonflikten:

Die gleiche Sackgasse erleben die Bauern und Klein-
bauern in Brasilien. Seit 2019 versucht die Regierung, die 
Bedingungen für den Kauf und Verkauf von Land in Ag-
rarreformsiedlungen zu lockern. „Die Agrarreform ist für 
Menschen, die das Land brauchen, für Menschen mit ge-
ringem Einkommen. Nicht für opportunistische Leute“,  
betont Kelli Mafort, Mitglied der nationalen Koordinati-
on der Bewegung der landlosen Arbeiter (Movimento dos 
Trabalhadores Rurais Sem Terra - MST). „Sie wollen den 
Menschen [individuelle] Eigentumsurkunden vorschrei-
ben, damit sie dieses Land besitzen und verkaufen oder 
für Bankgeschäfte nutzen können.“

Im Dezember 2019, einige Monate nach der Ankündigung 
des EU-Mercosur-Abkommens, trafen sich Vertreter 
schwarzer ländlicher Gemeinden und Menschenrechtsak-
tivisten in Brüssel mit Mitgliedern der brasilianischen De-
legation des Europäischen Auswärtigen Dienstes (EAD). 
Die Gruppe, die aus Mitgliedern der Schwarzen Koali-
tion für Menschenrechte (Coalizão Negra Por Direitos) 
und der Nationalen Koordination der schwarzen länd-
lichen Quilombola-Gemeinden (Coordenação Nacional 
das Comunidades Rurais Negras Quilombolas - CONAQ) 
bestand, setzte sich für die Aufnahme von Klauseln ein, 
die das Selbstbestimmungsrecht der Schwarzen schüt-
zen und die Autonomie der Quilombola-Territorien in 
Übereinstimmung mit den Verpflichtungen der Konven-
tion 169 der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO)  
gewährleisten. Ziel ist es, Menschenrechtsverletzungen 
zu vermeiden, die durch das Fehlen einer vorherigen 
Konsultation der betroffenen Gemeinschaften verursacht 
werden, wie im Fall der Errichtung des Alcantara Space 
Center im Bundesstaat Maranhão.28 Das EU-Mercosur-
Abkommen sieht jedoch keine Instrumente zur vorheri-
gen Konsultation vor. Forderungen der schwarzen Qui-
lombola sind im Grundlagentext des Abkommens nach 
wie vor nicht vorgesehen.

„Dieses Abkommen ist ein Projekt der Re-Kolonisierung 
Lateinamerikas“, sagt Denildo Rodrigues von der CONAQ. 
„Europa re-kolonisiert unseren Kontinent und verwandelt 
uns in einfache Produzenten von Primärgütern“. Der Qui-
lombola-Führer ist der Ansicht, dass das EU-Mercosur-
Abkommen von oben nach unten aufgebaut wird, ohne mit 
der Bevölkerung zu sprechen, um zu erfahren, ob es trag-
fähig ist oder nicht: „Sobald das Abkommen genehmigt ist, 
werden die Verstöße zunehmen, weil der Streit um die Inf-
rastruktur und die Agrarindustrie sehr groß ist.“ 

individuellen Rechte der Frauen selbst, die neben der 
Bewirtschaftung ihres Landes auch für ihre Gesundheit 
und ihre Kinder sorgen müssen. Die kleinbäuerliche 
Landwirtschaft wird von den Frauen getragen. Sie sind 
diejenigen, die die Nahrungsmittel produzieren. Des-
halb sind sie bei Landkonflikten die Zielscheibe. ” 

Perla Álvarez, Conamuri   

“Wir haben mit zwei Beratern aus der EU ge-
sprochen. Es gab Bedenken einiger Länder, die uns 
anhören wollten. Wir brachten unsere Kritik an nicht 
überprüften Aspekten der Demarkierung [der indige-
nen Territorien] und der verfassungsmäßigen Rechte 
der indigenen Völker vor. Die EU-Berater sagten, 
dass in Bezug auf den Handel selbst leider nicht viel 
getan werden könne. Die indigenen Gemeinschaften 
sind besorgt in bezug auf die Legalisierung ihrer 
Landflächen und die Nutzung der Territorien. Es gibt 
Videos von lokalen Bergleuten und Geschäftsleuten, 
die sagen, dass sich die Situation unter Bolsonaro ge-
ändert hat. Dass sie jetzt die Regeln bestimmen. Dass 
es keine indigenen Rechte mehr gibt.”Antônio Eduardo Cerqueira de Oliveira, Cimi

“Ein Abkommen, bei dem die Bäuerinnen Para-
guays nicht konsultiert werden, beeinträchtigt das 
Leben der paraguayischen Familien, die Gesundheit 
der Kinder und der älteren Menschen und verletzt die
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Nach Ansicht von Menschenrechtsaktivisten wird das 
EU-Mercosur-Abkommen zur Zunahme von Konfl ikten 
auf dem Lande beitragen. Die Pastorale Landkommission 
(Comissão Pastoral da Terra - CPT), die mit der katholi-
schen Kirche verbunden ist, hat über emblematische Fälle 
dieser Ausweitung im Cerrado berichtet. In einem dieser 
Fälle berichtet die CPT von einer Konfrontation zwischen 
der Einwohnervereinigung der Gemeinde Melancias im 
Süden von Piauí gelegenen Kommune Gilbués und den 
Eigentümern der Großgrundbesitzer Alvorada, Roda de 
Ferro und Paraíba.

Letztes Jahr, mitten während der COVID-19-Pandemie, 
wurden die Familien von zwei Baggern überrascht, die 
ein Gemeindegebiet abholzten. Den Bewohnern zufolge 
hatte der Besitzer der Fazenda Paraíba, Celso Constanti-
no, Tage zuvor angekündigt, dass er das Gebiet abholzen 
würde, nachdem es in ein von der Weltbank fi nanziertes 
und genehmigtes Projekt zur Grundbesitzregulierung der 
Regierung von Piauí aufgenommen worden war.29

Schwester Jeanne Bellini, Referentin und Koordinatorin 
des CPT, ist der Ansicht, dass das Abkommen zwischen 
der EU und Mercosur der brasilianischen Bevölkerung 
keinerlei Vorteile bringt. „Die Pandemie hat uns gelehrt, 
dass wir voneinander abhängig sind und dass das, was 
in einem Land geschieht, Auswirkungen auf andere Län-
der hat“, so die Ordensfrau. „Ein Abkommen, das eine 
Seite stark begünstigt und die andere verhältnismäßig 
stark benachteiligt, ist kein gutes Abkommen. Die meis-
ten Menschen in Europa erkennen das und wollen sozia-
le Gerechtigkeit für alle.“

Jeanne Bellini, gebürtige US-Amerikanerin und Zeitge-
nossin von Dorothy Stang - einer Nonne, die für ihren 
Kampf zur Verteidigung der Bauern ausgezeichnet und 
2005 von Großgrundbesitzern in Pará ermordet wurde - 
betont, dass das Abkommen eine Vision widerspiegelt, 

die Lateinamerika zum Rohstoff produzenten degradiert30

„Das Abkommen zwischen der EU und dem Mercosur 
wird direkte Auswirkungen auf die Lebensgrundlagen, 
die Ernährungssicherheit und die Wirtschaft von Klein-
bauern und traditionellen Völkern haben. Durch die In-
besitznahme ihres Landes sind diese Menschen gezwun-
gen, an den Rand der Städte zu ziehen und auf den Kauf 
von Lebensmitteln angewiesen zu sein. Bauernfamilien, 
die früher Lebensmittel für die regionalen und lokalen 
Märkte produzierten, stehen vor dem Nichts“. 

Antônio Cerqueira von Cimi nennt das Beispiel von Mato 
Grosso do Sul, einem Bundesstaat, in dem die Guarani-
Völker Kaiowá, Guarany Ñandeva und Terena kontinuier-
lich ihres Territoriums beraubt und vertrieben wurden: 
„Es ist üblich, dass die Indigenen in die Städte ziehen, um 
in Fleischverpackungsbetrieben oder in der Apfelernte im 
Südens des Landes zu arbeiten, wo bei mehreren Gele-
genheiten sklavereiähnliche Arbeitsbedingungen festge-
stellt wurden“. 

Dieser territoriale Druck tritt sogar in Regionen auf, in 
denen die Expansion landwirtschaftlicher Flächen abge-
schlossen zu sein scheint, wie etwa im Atlantischen Küs-
tenregenwald. Es handelt sich um ein Biom, das durch 
ein spezielles Gesetz geschützt ist, was den Prozess der 
Schwächung der Umweltschutzinstrumente in Brasilien 
seit der Wahl von Bolsonaro verdeutlicht. „Für den At-

Expansion der Agrar-
industrie bedroht tradi-
tionelle Gemeinschaften
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lantischen Wald gibt es ein spezielles Gesetz zu seinem 
Schutz, und wir müssen sicherstellen, dass er unter den 
im EU-Mercosur-Abkommen vorgesehenen Umweltnor-
men berücksichtigt wird“, sagt Luís Fernando Guedes 
Pinto, Direktor der Stiftung SOS Mata Atlântica. 

Da nur noch 12,4 % der ursprünglichen Waldfläche er-
halten sind, verbietet das Gesetz über den Atlantischen 
Küstenregenwald ausdrücklich die Umwandlung der 
erhaltenen Flächen in Plantagen.31 Ein Erlass des Um-
weltministeriums vertrat jedoch im Jahr 2020 die Auf-
fassung, dass sich diese Gesetzgebung nicht mit dem 
Forstgesetzbuch überschneiden sollte, das flexiblere 
Normen für die Umwandlung ursprünglicher Biome in 
landwirtschaftliche Produktionsflächen enthält. „Wenn 
sich dieses Verständnis durchsetzt, wäre im Rahmen 
des EU-Mercosur-Abkommens die Abholzung des At-
lantischen Küstenregenwaldes legal und möglich, da 
der rechtliche Rahmen des Abkommens auf die natio-
nalen Rechtssysteme beschränkt ist“, sagt Pinto. „Es ist 
wichtig, dass sich die Verhandlungsführer in Europa 
über mögliche Änderungen in der brasilianischen Um-
weltgesetzgebung im Klaren sind, die sich auf die Um-
weltleistungen des Landes nach Inkrafttreten des Ab-
kommens auswirken werden.“

Ein Druck, der auch in Paraguay zu spüren ist. Laut  
Guillermo Ortega, Forscher bei der NRO Base Investiga-

ciones Sociales, besteht die wichtigste Auswirkung des 
Abkommens im Land in der Ausdehnung der Sojafelder 
in der östlichen Region, was auch die Viehzucht im Cha-
co fördert. „Es ist wie ein mathematische Gleichung: das 
eine funktioniert nicht ohne das andere“, sagt er. Es ist 
eine Expansion, die die isoliert lebenden indigenen Ge-
meinschaften in der Region bedroht.32

„Die Viehzucht hat sich in die westliche Region verla-
gert, die Teil des südamerikanischen Trockenwaldge-
biets Gran Chaco ist. Dort findet derzeit einer der am 
stärksten beschleunigten Entwaldungsprozesse der Welt 
statt“, warnt die NGO Heñói. „Der Chaco beherbergt 
empfindliche Ökosysteme, die sich nach dem Verlust der 
ursprünglichen Vegetation schnell in Salzwüsten ver-
wandeln, was die Verfügbarkeit von Trinkwasser für 
die örtliche Bevölkerung stark beeinträchtigt und den 
indigenen Völkern, die dieses Gebiet noch bewohnen, die 
Nahrungs- und Medizinquellen nimmt.“

Der Vormarsch der Agrarindustrie in diesen Gebieten 
führt auch zu Arbeitsplatzverlusten. „Während auf 5.000 
Hektar kleinbäuerlicher Produktion bis zu 817 direkte 
Arbeitsplätze entstehen können, schafft ein Großgrund-
betrieb mit Monokultur nur 37 Arbeitsplätze“, betont 
Heñói.
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Ein weiteres weithin kritisiertes Thema des EU-Mercosur-
Abkommens ist die Einführung „doppelter Standards“ 
hinsichtlich der Toleranz beim Einsatz von Pestiziden. 
Die Hauptnutznießer der aktuellen Abkommensbedin-
gungen sind die europäischen Agrarchemiekonzerne. Die 
deutschen Unternehmen Bayer und BASF, die zu den Un-
ternehmen gehören, die indirekt die parlamentarische 
Agrobusiness-Front fi nanzieren, teilen sich etwa 12 % des 
brasilianischen Pestizidmarktes.33 Darüber hinaus ist 
Brasilien nach Angaben der UN-Ernährungs- und Land-
wirtschaftsorganisation (FAO) drittgrößter Pestizidver-
braucher weltweit nach China und den Vereinigten Staa-
ten.34 Anders als in den EU-Ländern konzentriert sich 
dieser Verbrauch jedoch hauptsächlich auf hochgefähr-
liche Pestizide (highly hazardous pesticides - HHP), was 
Brasilien mit einem Anteil von einem Fünftel am weltwei-
ten Handel mit HHP zum größten Markt für diese gefähr-
lichen Produkte macht.35

Brasiliens Hunger nach Pestiziden wird durch den gi-
gantischen Anbau von gentechnisch veränderten (GV) 
Pfl anzen angetrieben. Mit 50,2 Millionen Hektar Bio-
tech-Kulturen hat das Land nach den USA die zweitgröß-
te GO-Anbaufl äche der Welt. Nahezu 97 % der gesamten 
brasilianischen Sojaproduktion besteht aus gentechnisch 
verändertem Saatgut, bei Mais und Baumwolle ist der An-
teil ähnlich hoch.36

„Das von der Europäischen Union so geschätzte Vor-
sorgeprinzip wird hier nicht angewandt“, sagt die Poli-
tikwissenschaftlerin Maureen Santos, Koordinatorin der 
nationalen Beratungsgruppe der brasilianischen NRO 
FASE. „Dies führt zu einer Zweiteilung der Bürger: dieje-
nigen aus dem Süden, die Produkte von geringerer Qua-
lität konsumieren werden, die kontaminiert und weniger 
nachhaltig sind, und diejenigen aus der EU, die sichere 
und geschützte Produkte haben werden, weil sie strenge-
ren Rechtsvorschriften unterliegen.“

Eine ähnliche Situation ist auf der anderen Seite der 
Grenze in Paraguay zu beobachten. „Es gibt eine Men-

Handelsabkommen ebnet 
den Weg für in Europa 
produzierte Pestizide
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HANDELSABKOMMEN EBNET DEN WEG FÜR IN EUROPA PRODUZIERTE PESTIZIDE

schenrechtsfrage, die normalerweise nicht mit den kol-
lektiven Rechten in Verbindung gebracht wird“, betont 
Perla Álvarez von CONAMURI. „Normalerweise wird 
davon ausgegangen, dass Menschenrechte eine Angele-
genheit sind, die individuell ausgeübt wird. Aber wir se-
hen die Notwendigkeit, die Frage der kollektiven Rechte 
zu vertiefen. Das Entwicklungsmodell der Agrarindus-
trie wirkt sich kollektiv auf Gemeinschaften, indigene 
Völker und Kleinbauern aus.“

Der paraguayische Aktivist Guillhermo Ortega von der 
NRO Base Investigaciones Sociales führt das Beispiel der 
Pestizide an: „Der intensive Einsatz von Giften führt zu 
einem Phänomen, das als Abdrift bezeichnet wird. Das 
bedeutet eine Ausbreitung der Substanzen über den Bo-
den, das Wasser, den Wind und den Regen, und zwar in 
die Gebiete hinein, die wir kontrollieren wollen. Dies ver-
letzt unser kollektives Recht, in einer gesunden Umwelt 
zu leben, denn die unmittelbare Wirkung von Pestiziden 
beeinträchtigt die Gesundheit der Bevölkerung, insbe-
sondere von Frauen und Kindern.“ 

„Es gibt eine sichtbare Zunahme von Hautproblemen, 
Allergien und einen Anstieg der Leukämieraten bei Kin-
dern und Jugendlichen“, sagt Ortega. „Im Allgemeinen 
handelt es sich um Kinder, die in der Nähe von Sojaplan-
tagen leben oder zur Schule gehen. Insgesamt haben wir 
99 Schulen gefunden, die den Auswirkungen des Sprü-
hens aus der Luft ausgesetzt sind“, fügt er hinzu.37 
 
„Obwohl der Vertrag die Einhaltung von Umweltstan-
dards vorschreibt, betrachten wir die Menschenrechte 
als leere Versprechen auf dem Papier, weil die Geschäfts-
leute sie überhaupt nicht respektieren“, sagt Ortega. 
„Eine der Vorkehrungen, die getroffen werden müssen, 
ist die Gewährleistung der Sicherheit der Wasserquellen. 
Die Gemeinden sollten innerhalb eines Sicherheitsstrei-
fens von 100 Metern von den Anbauflächen geschützt 
werden, um zu verhindern, dass beim Versprühen gifti-
ger Produkte die Menschen getroffen werden, die in die-
sem Bereich leben.“
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Wissenschaftler kritisieren fehlende 
Durchsetzungsmassnahmen

Im Februar 2021 übermittelte eine Gruppe von 11 brasi-
lianischen und europäischen Forschern ein Dokument an 
Brüssel, in dem sie die Wiederaufnahme der Verhandlun-
gen über den Handelsvertrag forderten. Sie argumentier-
ten, dass der 2019 vereinbarte Grundlagentext die Forde-
rungen von Umweltgruppen ignoriere, den Druck durch 
die Agrarindustrie auf die wichtigsten Biome Brasiliens 
auszuschließen.

„Die schlimmste Phase der Entwaldung fand nach 2019 
statt, als der Grundlagentext des Abkommens unter-
zeichnet wurde“, schätzt einer dieser Wissenschaftler, 
Carlos Rittl, Gastforscher am Institute for Advanced Sus-
tainability Studies in Potsdam und ehemaliger Exekutiv-
sekretär der Klimabeobachtungsstelle. „Wenn der Text 
gut genug wäre, hätte sich der Lauf der Dinge in Brasi-
lien bereits radikal geändert.“

Rittl weist darauf hin, dass neben den direkten Umwelt-
schäden, die durch den Druck der Agrarindustrie auf die 
Biome entstehen, eine der großen Gefahren des Abkom-
mens darin besteht, dass es zu einer Art „grünem Stem-
pel“ für Bolsonaros Umweltpolitik wird. „Das Abkommen 
selbst wird als Bestätigung dienen, als Vertrauensbe-
weis der Europäischen Union, dass Brasilien seine Nach-
haltigkeitsversprechen einhält und einhalten wird - auch 
wenn wir sehen, dass sich das Land in eine völlig ent-
gegengesetzte Richtung bewegt.“ 

„Es ist ein zahnloses Abkommen“, fasst Maureen Santos 
vom FASE zusammen. „Die Umweltschutzgarantien sind 
unzureichend und sehen keine wirksamen Mechanismen 
zur Rückverfolgbarkeit der Herkunft der Produkte vor, 
die eine Zertifi zierung der Nachhaltigkeit gewährleisten 
könnten. Die Tatsache, dass der Vertrag Quoten für die 
Ausweitung der Fleischexporte und der mit der Sojain-
dustrie verbundenen Produkte vorsieht, gibt ebenfalls 
Anlass zur Furcht, da dies eine Zunahme des Einsatzes 
von Agrarchemikalien bedeutet.“

„Obwohl das Abkommen ein ganzes Kapitel dem Handel 
und der nachhaltigen Entwicklung gewidmet hat, gibt 
es auf dem Papier keine Mechanismen, die deren Ein-
haltung garantieren“, analysiert Rittl. „Es fehlt die Ver-
pfl ichtung ökologische Rückschritte auszuschliessen, zur 
Achtung der Rechte und zum Schutz indigener Völker, 
zur vollständigen Umsetzung des Pariser Abkommens 
durch alle Unterzeichnerstaaten und zur Beteiligung der 
Zivilgesellschaft an der Überwachung der Umsetzung 
des Abkommens. Auf dem Papier sieht alles sehr schön 
aus, aber bei dieser Art von Abkommen fehlt die so ge-
nannte Durchsetzung - die Garantie, dass jedes Land die 
vereinbarten Verpfl ichtungen einhält, um in den Genuss 
der Vorteile des Abkommens zu kommen.“

Im Dezember 2020 veröff entlichten 106 Organisatio-
nen, die sich in der „Brasilianischen Gruppe der Zivil-
gesellschaft gegen das EU-Mercosur-Abkommen“ zu-
sammengeschlossen haben, ein Manifest, in dem sie 
die ausgehandelten Bedingungen ablehnen38. Laut der 
Gruppe werden diese Bedingungen „erhebliche sozioöko-
nomische, arbeitsrechtliche, landschaftliche, territoriale, 
ökologische und klimatische Auswirkungen für Brasilien 
und die anderen Mercosur-Länder haben. (...) Durch den 
Tausch von landwirtschaftlichen und mineralischen Roh-
stoff en gegen Industrieprodukte mit höherem Mehrwert 
fördert das Abkommen die Vertiefung der De-Indust-
rialisierung, die Primärisierung der Wirtschaft sowie die 
Währungs- und Steuerfl ucht in den Mercosur-Ländern“.

“Eine unserer Sorgen ist, dass das Abkom-

men keine Sanktionen vorsieht. Diesse werden 

im Kapitel Handel und nachhaltige Entwicklung 

nicht erwähnt. Der Text sieht diese Mechanismen 

nicht vor, ebenso wenig wie Streitbeilegungs- und 

Schlichtungsregeln. Das Abkommen muss dazu 

dienen, den bestehenden Rechtsrahmen zu stärken, 

und nicht dazu, dass die Europäische Union den 

Abbau der Umweltpolitik durch die brasilianische 

Regierung gutheißt, was auch Auswirkungen auf 

die anderen Mercosur-Länder hätte.”Maureen Santos, FASE   
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